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Stadt Tettnang 

Bebauungsplan „Jahnstraße Nord“  und  örtliche Bauvorschriften 
 
 
A. Planungsrechtliche Festsetzungen 

B. Hinweise 

C. Örtliche Bauvorschriften 

 

Begründung 

1. Planungsgegenstand 
1.1 Räumlicher Geltungsbereich / Plangebiet 
1.2 Erfordernis der Planaufstellung / Planungsziele 
1.3 Übergeordnete Planungen bestehendes Planungsrecht 

2. Planinhalt / Begründung der wesentlichen Festsetzungen 
2.1 Städtebauliches Konzept 
2.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 
2.3 Bebauung / Gebäudeausrichtung / Bauweise 
2.4 Höhe baulicher Anlagen / Zahl der Vollgeschosse 
2.5 Erschließung 
2.6 Freiraumkonzept 
2.7 Immissionsschutz 
2.8 Flächenbilanz 

3. Auswirkungen auf Natur und Landschaft 

4. Begründung der Örtlichen Bauvorschriften 
 
 
 
 
 

Der Bebauungsplan besteht aus dem Lageplan und den planungsrechtlichen Festsetzungen mit  
Hinweisen. Die Begründung wird dem Bebauungsplan beigefügt. 
Zusammen mit dem Bebauungsplan erlässt die Stadt Tettnang für das Plangebiet  
Örtliche Bauvorschriften als gesonderte Satzung nach § 74 LBO. 

aufgestellt:       Tettnang den 
 
 
 
 
 
 
 
 
................................................................  ............................................................... 
KIENZLE  VÖGELE  BLASBERG GmbH  Bruno Walter, Bürgermeister 
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Rechtsgrundlagen 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. IS. 3634) 
zuletzt geändert durch Art. 6 Gesetz vom 27.03.2020 (BGBl. I.S. 587). 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21.11.2017 (BGBl. IS. 3786), 
 Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl.1991 IS. 58),  

zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. IS. 1057) 
 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) i.d.F. vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416),  

zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2019 (GBl.S. 313) 
 Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg i.d.F. vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698),  

zuletzt geändert durch Art. 17 des Gesetzes vom 11.02.2020 (GBl. S. 37,40)  
 

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
gem. § 9 BauGB  und  §§ 1-23 BauNVO 
 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung   § 9(1) 1 BauGB 

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO 

a) zulässig sind gem. § 4 (2) BauNVO: 
- Wohngebäude 
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 

b) Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind die in § 4 Abs. 2 BauNVO genannten Schank- und Speisewirt-
schaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe nicht zulässig. 

c) Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten Ausnahmen nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans. 

1.2 Grundfläche und Grundflächenzahl § 16 und §19 BauNVO 
a) Höchstzulässige Grundfläche (GR) gemäß Einschriebe im Lageplan. (Die Einschriebe beziehen sich 

auf das jeweilige Baufeld). 
b) Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zu-

fahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl von 0,6 
überschritten werden.  

c) Die Grundflächen von baulichen Anlagen, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (z.B. 
Tiefgaragen) bleiben bei der Ermittlung der GR unberücksichtigt. 

1.3 Höhe baulicher Anlagen § 16, § 18 BauNVO 
Die zulässige Gebäudehöhe (GH) ist begrenzt gemäß Eintragung im Lageplan (Höchstmaße in m 
ü.NHN). Der obere Bezugspunkt der Gebäudehöhe ist der höchste Punkt des Daches bzw. der Atti-
ka. Untergeordnete Bauteile wie Geländer, technische Anlagen, Dachausstiege sowie Anlagen zur 
Sonnenenergiegewinnung dürfen das festgesetzte Maß um max. 1,5 m überschreiten. 

2. Überbaubare bzw. nicht überbaubare Grundstückflächen   § 9(1) 2 BauGB  i.V.m. §23 BauNVO 
Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich aus der Festsetzung 
von Baugrenzen im Lageplan. Die Baugrenze darf mit untergeordneten Bauteilen um maximal 1,5 m 
überschritten werden. 

3. Bauweise und Stellung baulicher Anlagen   § 9(1)2 BauGB i.V.m § 22  BauNVO 
a) Es ist die offene Bauweise (o) festgesetzt. 
b) Gemäß Eintragung im Lageplan ist im WA5 und im WA8 die abweichende Bauweise (a) festgesetzt. 

Abweichend von der offenen Bauweise sind größere Gebäudelängen als 50 m gemäß Eintragung im 
Lageplan zulässig (WA5 L bis max. 80 m bzw.WA8 L bis max. 80 m). 
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4. Flächen für Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze   § 9(1)4 BauGB i.V.m § 12  BauNVO 
a) Garagen und Carports sind im WA3 bis WA9 nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 

zulässig. Diese sind im WA1 und WA2 sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

b) Stellplätze sind im WA3 bis WA9 innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und in den ge-
sondert gekennzeichneten Flächen zulässig. Im WA1 und WA2 sind Stellplätze sowohl innerhalb als 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  

c) Tiefgaragen und deren Zufahrten sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig; sie sind nicht zulässig im Bereich festgesetzter Grünflächen. 

d) Bauliche Nebenanlagen zur wettergeschützten Unterbringung der nach §35 LBO notwendigen Fahr-
radstellplätze und überdachte Müllabstellplätze sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksfläche zulässig. 

5. Anzahl der Vollgeschosse   § 16 und 20 BauNVO 
Die Zahl der Vollgeschosse ist begrenzt gemäß Eintragung in der Nutzungsschablone im Lageplan.  

6. Öffentliche und private Verkehrsflächen    §9(1) 11 BauGB 
a) Öffentliche und private Verkehrsflächen gemäß Lageplan. Die Unterteilung in Fahrbahn und Geh-

wege ist als Hinweis zu verstehen und wird im Rahmen der Erschließungsplanung konkretisiert.  
b) Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung gemäß Lageplan (Gehweg, Fuß- und Radweg). 

7. Flächen für  Versorgungsanlagen  und  Versorgungsleitungen  § 9 (1) 12 und 13 BauGB 
a) Im Bereich der Flächen für Versorgungsanlagen (## evtl ergänzen im Lageplan) sind Gebäude für 

die Energieversorgung des Quartiers bis max. 3,5 m Höhe zulässig (z.B. Trafostation). 
b) Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen  

8. Grünflächen  § 9(1) 15 BauGB und Massnahmen zum Schutz, zur Pflege und  
Entwicklung der Landschaft   § 9 (1) 20 BauGB i.V.m § 9(1) 25a BauGB 

8.1 Öffentliche und private Grünflächen  
Auf den festgesetzten öffentlichen und privaten Grünflächen (Randeingrünung, Hausgarten, Re-
tention, Spiel- und Erholungsfläche) sind Stellplätze und hochbauliche Nebenanlagen nicht zulässig. 

Zulässig sind: 
- Anlagen zur Sammlung, Behandlung, Versickerung und Ableitung von Niederschlagswasser 
- Wege, Einfriedungen sowie Möblierung und Spielgeräte 
- Unversiegelte Flächen für die Feuerwehr 

8.2 Baumpflanzungen 
Im Bereich der festgesetzten Baumpflanzgebote (Wuchsklasse I bzw. Wuchsklasse II siehe Lage-
plan) sind standortgerechte Laubbäumen bzw. hochstämmigen Obstbäume zu pflanzen (Pflanzlisten 
siehe Hinweis Nr. 6 Ergänzung durch Freiraumplanung abwarten). Der Baumstandort kann in den 
Bauflächen und privaten Grünflächen vom Planeintrag um bis zu 5 m abweichen, wenn die Anzahl 
der Bäume auf dem Baugrundstück unverändert bleibt. Der Standort für Bäume im Bereich öffentli-
cher Verkehrsflächen und öffentlicher Grünflächen und im Bereich von Einfahrten und Stellplätzen 
ist variabel. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bäume sind durch standortheimische 
Laubbäume bzw. hochstämmige Obstbäume zu ersetzen. 

8.3 Beseitigung des Niederschlagswassers  ##Ergänzung durch Erschließungsplanung 
Im Plangebiet ist ein modifiziertes Entwässerungssystem mit getrennter Ableitung von Nieder-
schlags- und Schmutzwasser zu realisieren. Das Niederschlagswasser von Dächern und versiegel-
ten Flächen ist auf den Privatgrundstücken zu sammeln und den öffentlichen Anlagen zur Versicke-
rung und Ableitung des Niederschlagswassers zuzuführen.  
Hinweis: in den Wohnstraßen wird ein Regenwasserkanal erstellt. Versickerungsmulden befinden 
sich am nördlichen und am westlichen Plangebietsrand. 
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8.4 Stellplätze und private Wegeflächen sind in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen (z.B. Pflas-
ter mit breiten Fugen und durchlässiger Tragschicht, Kiesbeläge oder Rasenpflaster). 

8.5 Flachdächer sind auf mind. 50% der Fläche zu begrünen. Dieser Flächenanteil kann durch Anlagen 
zur Nutzung der Sonnenenergie reduziert werden. 

8.6 Tiefgaragen sind mit einer Substratschicht von mindestens 30 cm (im Bereich von Baumpflanzungen 
mind. 70 cm) zu überdecken und zu begrünen. Die Begrünung ist dauerhaft sicherzustellen. Hiervon 
ausgenommen sind Terrassen, Wege und Zufahrten sowie Flächen für technische Aufbauten und 
für die Feuerwehr sowie Spielflächen. 

8.6 Insektenschonende Außenbeleuchtung / insektenschonende Photovoltaikanlagen 
Für die Außenbeleuchtung sind insektenschonende Leuchten und Leuchtmittel  (z.B. LED) zu ver-
wenden. Es sind reflexionsarme Photovoltaik- und Solarthermie-Anlagen zu verwenden. 
(siehe Hinweis Nr. 7 Belange des Artenschutzes / Freiraumplanung/Artenschutz abwarten ###) 
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B. HINWEISE 

1. Bodenschutz / Altlasten 
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes und den schonenden und 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden (§1a BauGB) wird hingewiesen. Bodenaushub und Bodenver-
siegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Berei-
chen sind Bodenverdichtungen zu vermeiden. Anfallender überschüssiger Erdaushub ist nach Möglichkeit 
im Baugebiet wieder zu verwenden. 

Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche Bodenbelastungen auf das 
engere Baufeld beschränkt bleiben.  Im Bereich unbebauter Flächen sind ggf. eingetretene Verdichtungen 
nach Ende der Bauarbeiten zu beseitigen z.B. durch Tiefenlockerung und Ersteinsaat mit tiefwurzelnden 
Pflanzen.  

Verunreinigtes Erdmaterial ist entsprechend den abfall- und bodenschutzrechtlichen Bestimmungen zu 
verwerten bzw. zu entsorgen. Eine Verwertung der betreffenden Böden zur Aufbringung bzw. Herstellung 
von durchwurzelbaren Schichten scheidet aus. Soll Boden abgetragen und außerhalb des Grundstücks 
verwertet werden, ist der unteren Bodenschutzbehörde (Landratsamt Bodenseekreis) ein Verwertungskon-
zept vorzulegen. Wird bei Eingriffen in den Untergrund verunreinigtes Erdmaterial angetroffen, so ist diese 
entsprechend den abfall- und bodenschutzrechtlichen Bestimmungen zu verwerten bzw. zu entsorgen.  

Im Gebiet befindet sich die Altablagerung Ramsbach (Obj. Nr. 1751). Nach einer orientierenden Erkundung 
(Berghof / BPU Umweltengineering, Weingaren 05/1997 und 10/2000) besteht derzeit kein Handlungsbe-
darf hinsichtlich der Schutzgüter Grundwasser, Luft und Boden. Das weitere Verfahren ist mit den zustän-
digen Fachbehörden abzustimmen.  

2. Baugrund / Boden 
Zur Erkundung objektbezogener Baugrundeigenschaften wird bei konkreten Baumaßnahmen empfohlen, 
ein geotechnisches Gutachten mit Beschreibung der Baugrundschichtung, der Bodenkennwerte und der 
Grundwasserverhältnisse erstellen zu lassen. 

3. Regenwasserableitung, Belange des Grundwasserschutzes, Schmutzwasser 
In der Jahnstraße befinden sich Leitungen zur Wasserversorgung und Kanäle zur Abwasserentsorgung. 
Das häusliche Schmutzwasser kann dort eingeleitet werden.  

Die Weiternutzung von Regenwasser oder dessen Rückführung in den natürlichen Wasserkreislauf ist an-
zustreben. Möglichkeiten zur Reduzierung der Abflussmengen auf den Grundstücken sind die Rückhaltung 
und / oder oberirdische Versickerung vor Ort. Die Verpflichtung zur schadlosen Ableitung des Regenwas-
sers auf den Grundstücken obliegt dem Grundstückseigentümer. Der Nachweis über die ordnungsgemäße 
Abwasserbeseitigung ist im Rahmen der Baugenehmigung (Entwässerungsgesuch) zu erbringen. 

Auf Flächen, die an die Regenwasseranlagen angeschlossen sind, ist eine Verunreinigung des Nieder-
schlagswassers zu vermeiden. Es dürfen keine Handlungen vorgenommen werden, die mit dem Anfall von 
Abwasser verbunden sind (z.B. Waschen von Fahrzeugen, Biozidanwendung etc).  

Mit Rücksicht auf die Minimierung des Metallgehaltes im Niederschlagswasser und den Gewässerschutz 
sollten unbeschichtete Metalle (Kupfer, Zink, Titanzink, Blei) bei flächigen Dacheindeckungen, Verwahrun-
gen, Dachrinnen oder Fallrohren vermieden werden. Diese Materialien erhöhen den Gehalt an Schwerme-
tallen im Dachabfluss. Gewässerschonendere Alternativmaterialien sind Aluminium, beschichtetes Zink 
und Kunststoffe. 

Die Anlagen zur Sammlung, Versickerung, Retention und Ableitung des Niederschlagswassers sind ent-
sprechend dem Stand der Technik zu bemessen, herzustellen und zu betreiben. Der Nachweis über die 
ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung ist im Entwässerungsgesuch im Rahmen der Baugenehmigung zu 
erbringen. Die dauerhafte Funktionsfähigkeit der privaten Anlagen zur Sammlung, Retention und Ableitung 
des Niederschlagswassers ist durch den Grundstückseigentümer sicherzustellen. 

4. Belange des Denkmalschutzes 
Bau- und Bodendenkmäler sind im Plangebiet nicht bekannt. Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologi-
sche Fundstellen (z. B. Mauern, Gruben, Brandschichten) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z. 
B. Scherben, Metallteile, Knochen) ist das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart 
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(abteilung8@rpt.bwl.de), unverzüglich zu benachrichtigen. Auf § 20 Denkmalschutzgesetz (Zufällige Fun-
de) wird verwiesen. 

5. Versorgungseinrichtungen und -leitungen 
Vor Beginn jeglicher Bauarbeiten ist bei den Versorgungsträgern der aktuelle Leitungsbestand zu erheben. 
Eine etwaige Verlegung bestehender Leitungen geht zu Lasten des Veranlassers. 

§ 126 BauGB regelt u.a. die Duldungspflicht der Grundstückseigentümer gegenüber von Haltevorrichtun-
gen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung auf seinem Grundstück. Die Versor-
gungsträger sind berechtigt, auf den Anliegergrundstücken Straßenbeleuchtungsmasten, Verteilerkästen 
von Fernmeldeanlagen u.ä. Anlagen sowie erforderlichen Hinterbeton für Begrenzungssteine und vorläufi-
ge Böschungen hinter der Straßenbegrenzungslinie zu erstellen. 

6. Pflanzlisten / Pflanzgebote    ##Ergänzung durch Freiflächenplanung 
Folgende Laub-Baumarten werden für Gehölzpflanzungen empfohlen. Es wird darüber hinaus auf die 
GALK-Straßenbaumliste (Arbeitskreis Stadtbäume der deutschen Gartenamtskonferenz siehe www.galk-
straßenbaumliste) verwiesen. Aufgrund der Nähe zu Intensivobstanlagen ist bei der Pflanzung darauf zu 
achten, dass keine Arten verwendet werden, die als Wirtspflanzen für die Feuerbrandkrankheit gelten, wie 
z.B. Felsenbirne, Feuerdorn, Lorbeermistel, Mehlbeere, Eberesche, Weißdorn und Zwergmispel. Sträucher 
und Formgehölze (z.B. Kugelahorn, Kugelrobinie oder Formschnitte) erfüllen das Pflanzgebot nicht. An 
Kinderspielplätzen sind ungiftige Arten zu verwenden. Die Pflanzgebote sind spätestens 1 Jahr nach Fer-
tigstellung der Baumaßnahmen vorzunehmen. 

Die Bäume sind als Hochstamm mit artgerechter Kronenform mit 2 m Stammhöhe mindestens in der 
Pflanzgüte H. 2xv. 12-14 cm zu pflanzen. Auf die Verwendung von Pflanzen mit Herkunft und Aufzucht aus 
der Region (autochthon) und feuerbrandresistenter Sorten ist zu achten.  
Durch ausreichend große Baumscheiben wird die Lebensfähigkeit der Bäume gewährleistet. Der Pflanzab-
stand von Versorgungsleitungen soll mind. 2,5 m betragen. Bei geringeren Abständen sind Vorkehrungen 
(Rohrummantelung, humusfreier Mineralboden) zum Schutz vor Baumwurzeln erforderlich. Bei Baum-
pflanzungen entlang der Erschließungsstraße ist das erforderliche Lichtraumprofil zu beachten.  
 

Laubbaum 1. Ordnung (mittel-großkroniger Baum) 
Pflanzqualität: H mB, StU 14-16cm 

 Acer platanoides – Spitz-Ahorn 

 Acer pseudoplatanus – Berg-Ahorn 

 Populus nigra – Schwarzpappel 

 Quercus robur – Stiel-Eiche 

 Tilia cordata – Winterlinde 
 

7. Belange des Artenschutzes 
Gutachten L. Ramos  abwarten ## 

8. Energiesparendes Bauen 
Die Nutzung von regenerativen Energien wird durch das EEWärmeG des Bundes vorgegeben. Über die 
gesetzlichen Anforderungen hinausgehende Standards werden empfohlen. Im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans soll der Niedrigstenergiestandard (nach EnEV2020) realisiert werden. Bei der Errichtung von 
Gebäuden sollen bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien (insbesondere Solarener-
gie) vorgesehen werden. Hierbei handelt es sich um Leitungsstränge, Schächte und, soweit erforderlich, 
auch statische Aufwendungen im Dachbereich. 

9. Höhenangaben 
Bis zum Jahr 1992 wurde als Höhenangabe m ü.NN verwendet. Dies wurde vom Deutschen Haupthöhen-
netz (DHHN) abgelöst. Seit Juli 2017 ist das DHHN2016 (m ü.NHN) eingeführt. Es wird schrittweise umge-
setzt. Die Abweichungen betragen nur wenige Zentimeter, sodass diese im Rahmen der Bauleitplanung 
vernachlässigbar sind. Die zulässigen Wand- und Firsthöhen werden dezimetergenau festgesetzt (z.B. 
413,5 m ü.NN).  

Laubbaum 2. Ordnung (kleinkroniger Baum)  

Pflanzqualität: H mB, StU 12-14cm 

 Acer campestre – Feldahorn 

 Amelanchier lamarckii – Kupfer-Felsenbirne 

 Carpinus betulus - Hainbuche 

 Liquidambar styraciflua – Amberbaum 
 

Hochstamm – Obstbaumarten 

 (Äpfel, Birnen, Zwetschgen, Kirsche, Walnuss) 

 Es sind regionaltypische Sorten zu bevorzugen.  
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C. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEM. § 74 LBO 
 

für das Gebiet  „Jahnstraße Nord“   Stadt Tettnang 
 

Verstöße gegen die nach § 74 Abs. 1 und 2 LBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften Nr. 1 bis 3 (Äußere Ge-
staltung baulicher Anlagen, Gestaltung der unbebauten Flächen und Stellplatzanforderungen) werden gemäß  
§ 75 Abs. 2 und 3 LBO als Ordnungswidrigkeit behandelt.   

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen    § 74 (1) Nr. 1  LBO) 

1.1 Fassade – Material und Farbe 
Zur Gestaltung der Fassaden sind grelle Farben und Leuchtfarben sowie glänzende Flächen (aus-
genommen Fensterflächen) unzulässig. Als Fassadenmaterial sind nur Sichtmauerwerk, Sichtbeton, 
Putz, großformatige Fassadenplatten und Holz in gedeckten Farben oder gedecktem Weiß oder 
Grau zulässig.  

Abweichende Materialien und Farben sind nur bei untergeordneten Bauteilen zulässig.  
Solarfassaden bzw. Fassaden aus Solarelementen sind zulässig.  

1.2 Dachform / Dachneigung 
Es sind nur Flachdächer zulässig. Abweichende Dachformen und Dachneigungen sind für unterge-
ordnete Bauteile zulässig.  

1.3 Dachdeckung / Farbgebung 
Die Dachdeckungen sind aus nicht reflektierenden Materialien herzustellen.  
Flachdächer sind zu begrünen. 
Dachterrassen und Anlagen zur Sonnenenergienutzung sind zulässig.  

2. Anforderungen an die Gestaltung unbebauter Flächen und  Einfriedigungen  
§ 74(1) Nr. 3 LBO 

2.1 Geländeauffüllungen sowie Stützmauern sind nur zulässig bis max. 1,0 m in Bezug auf das Be-
standsgelände. 

2.2 Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen ist die zulässige Höhe der Einfriedigungen (z.B. Zäune) auf 
max. 0,8 m über der angrenzenden Verkehrsfläche begrenzt. Die Durchlässigkeit für Kleinsäuger ist 
sicherzustellen. 

3. Stellplatzanforderung gem. § 74(2) LBO 
Es sind 2 Stellplätze pro Wohnung auf dem Baugrundstück herzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Örtliche Bauvorschriften 
aufgestellt:       Tettnang, den 
 
 
 
 
 
 
 
................................................................  ............................................................... 
KIENZLE  VÖGELE  BLASBERG GmbH  Bruno Walter Bürgermeister 
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BEGRÜNDUNG 

1. Planungsgegenstand 

1.1 Räumlicher Geltungsbereich / Plangebiet 

Das Gebiet befindet sich am Nordrand der Kernstadt von Tettnang und wird derzeit landwirtschaftlich 
für den Hopfen- und Obstanbau genutzt. Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Flurstücke Nr. 
541, 542, 456 (Feldweg im Norden), 551, 551/2, und das Teilflurstück Nr. 570 (Jahnstraße) und 572. 
Das Plangebiet wird im Süden von der Jahnstraße begrenzt. Es reicht im Osten an die bestehende 
Bebauung an der Ravensburger Straße heran. Im Südwesten grenzt eine gemischte Nutzung an. 
Südlich der Jahnstraße befinden sich Wohngebäude heran. Im Norden befindet sich eine breite Ge-
hölzfläche, die das steile Südufer des Ramsbaches säumt. Das Gelände fällt von der Jahnstraße (ca. 
464 m ü.NN nach Nordwesten auf ca. 456 m ü.NN ab. Der überwiegende Flächenanteil weist eine 
Höhe von 462-463 m ü.NN auf. Die Fläche beträgt ca. 5,59 ha. 

 
 

Im Plangebiet befindet sich an der Jahnstraße auf Flurstück Nr. 542 ein landwirtschaftlicher Betrieb 
mit einem Wirtschaftsgebäude sowie drei ein- bzw. zwei-geschossige Wohnhäuser. Die überwiegen-
de Fläche wird landwirtschaftlich intensiv genutzt (Hopfenanbau und Obstbau). Das Wohngebäude 
Jahnstraße 16 und das abseits von der Straße gelegene Wirtschaftsgebäude sollen nach Aufgabe der 
Landwirtschaft abgerissen werden.  
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Im Umfeld des Plangebiets besteht neben der landwirtschaftlichen Nutzung eine heterogene Wohn-
bebauung. An der Südseite der Jahnstraße befinden sich ein- und zwei-geschossige Wohnhäuser als 
Einzel- oder Doppelhäuser. Westlich der Kolpingstraße ist als Ergänzung der bestehenden 4-
geschossigen Wohngebäude Jahnstraße 20 verdichteter Geschosswohnungsbau geplant. Westlich 
der Ramsbachstraße sind bis zu 10-geschossige Wohngebäude entstanden.  

 

Wohnbebauung / Wirtschaftsgebäude  
westlich an das Plangebiet angrenzend.  Bestandsbebauung Jahnstraße 14-16 
 

 

Jahnstraße Blick nach Westen 

1.2 Erfordernis der Planaufstellung / Planungsziele 

In Tettnang besteht ein kontinuierlich hoher Bedarf an Wohnungen unterschiedlicher Größe. Die Be-
völkerung hat seit dem Jahr 2010 um ca. 4% auf 19325 (2. Quartal 2019) zugenommen. Tettnang ist 
in der Region nach der ‚Wohnungswirtschaftlichen Studie Tettnang‘ (UmbauStadt 10/16) eine der 
Städte mit den wenigsten Mietwohnungsangeboten je Einwohner. Der Stadtbereich und insbesondere 
der Stadtrand sind unter den Wohnungssuchenden am begehrtesten. Bei einer Befragung der in Tett-
nang ansässigen Beschäftigten gaben 37% als Grund für die Entscheidung gegen Tettnang als Woh-
nort an, dass in Tettnang keine passenden Wohnangebote vorhanden gewesen seien. Pendlerströme 
werden dadurch verstärkt. Unter Berücksichtigung der Bevölkerungsentwicklung und der Entwicklung 
der Zuwanderung wird in der Studie für das Jahr 2030 ein Wohnungsbedarf von ca. 1300 Wohnein-
heiten ermittelt. Auch im Segment des Geschosswohnungsbaus herrscht auch ein großer Bedarf. Die 
Planung leistet einen Beitrag zu Deckung eines dringenden Wohnbedarfs. Im Rahmen einer maßvol-
len und verträglichen Nachverdichtung werden innerstädtische Baulandpotentiale für Wohnzwecke 
nutzbar gemacht. Sie entspricht damit den Entwicklungszielen der Stadt Tettnang. Mit der vorliegen-
den Planung beabsichtigt die Stadt Tettnang nachfrageorientierte Wohntypen anzubieten. Das Areal 
befindet sich in verkehrsgünstiger Lage am Rande der Kernstadt und bietet eine hohe Wohnqualität. 
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Angesichts des Mangels an verfügbaren innerörtlichen Baugrundstücken (Baulücken oder Leerstand) 
kommen inzwischen wieder Wohnbauflächen am Rande der Kernstadt in Betracht. Die Planung dient 
der Schaffung dringend benötigten Wohnraums. Mit dem Bebauungsplan wird der städtebauliche 
Ordnungsrahmen für die Errichtung von wohngenutzten Gebäuden in einem Allgemeinen Wohngebiet 
geschaffen und die erforderliche Erschließung gesichert. Das geplante Wohngebiet kann an die be-
stehende Infrastruktur angeschlossen und gut in den Siedlungskörper integriert werden. Die Ver- und 
Entsorgung des Gebiets ist gewährleistet und wird im Rahmen der Erschließungsplanung konkreti-
siert. Es entsteht ein kompakter Siedlungskörper der gut in die Landschaft eingebunden ist.  

Der Bebauungsplan soll die Mindestanforderungen eines qualifizierten Bebauungsplans nach § 30(1) 
BauGB erfüllen und eine Umsetzung des vorliegenden städtebaulichen Entwurfs ermöglichen. Damit 
wird die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb des Geltungsbereichs geregelt und Rechtssicherheit für 
Eigentümer und Anwohner bezüglich der Bebaubarkeit der Grundstücke geschaffen.  

Da die Voraussetzungen des § 13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das be-
schleunigte Verfahren), erfüllt sind, wurde für die Aufstellung des Bebauungsplans dieser Verfahrens-
typ gewählt. Der § 13b zielt auf die Erleichterung des Wohnungsbaus und beinhaltet die Ausweitung 
des Anwendungsbereiches des beschleunigten Bebauungsplanverfahrens auf Außenbereichsflächen 
am Ortsrand. Die Planung begründet die Zulässigkeit von Wohnnutzungen und schließt sich an im 
Zusammenhang bebaute Ortsteile an. Die Fläche ist durch die südlich, östlich und westlich angren-
zende Siedlungsflächen baulich vorgeprägt. Durch die Nutzung vorhandener Erschließungseinrich-
tungen wird eine Inanspruchnahme von Flächen außerhalb der Ortslage vermindert. Die Maßnahme 
dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs und stärkt durch die Nutzung vorhandener Infrastruktur 
deren dauerhafte wirtschaftliche Erhaltung.  

Die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs.2 BauNVO liegt bei knapp unter 10.000 qm (bei 
insgesamt ca. 33.000 qm Bauflächen) und damit unterhalb der in § 13b BauGB genannten Grenze. 
Ausgewiesene Schutzgebiete werden nicht beeinträchtigt. Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr.7b) BauGB genannten Schutzgüter. Durch die Ausweisung von 
Grünflächen (ca. 1,5 ha), in denen auch die besondere Empfindlichkeit des nördlich gelegenen 
Ramsbaches berücksichtigt werden, stellt sich die Planung als ökologisch vertretbarer Beitrag zur Er-
leichterung des dringend erforderlichen Wohnungsbaus dar. Vermeidbare Beeinträchtigungen der 
Schutzgüter werden unterlassen. Die geplante Bebauung ist nach Norden und Westen durch den Ge-
hölzbestand am Ramsbach sehr gut in die Landschaft eingebunden. Aufgrund der gegebenen Nut-
zungen und Vorbelastungen sind erhebliche negative Umweltauswirkungen infolge der Planung nicht 
zu erwarten. Im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 und von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen. Die zu erwartenden Eingriffe in den 
Naturhaushalt gelten als im Sinne des § 1a Abs.3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt oder zulässig. Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich ist nicht erforderlich. 

1.3 Übergeordnete Planungen bestehendes Planungsrecht 

Im Regionalplan der Region Bodensee-Oberschwaben (1996) sind bezüglich des Plangebietes keine 
konfliktgierenden Darstellungen enthalten. Schutzbedürftige Bereiche für Naturschutz und Land-
schaftspflege bzw. für die Land- und Forstwirtschaft bzw. regionale Grünzüge oder Flächen für den 
Rohstoffabbau sind von der Planung nicht betroffen.  

Gemäß Landesentwicklungsplan ist die Siedlungsentwicklung 
vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind die Möglichkeiten 
der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen sowie Baulücken 
und Baulandreserven zu berücksichtigen. Das Plangebiet gilt im 
Entwurf zur Fortschreibung des Regionalplans als Vorranggebiet 
für den Wohnungsbau (siehe Pfeil). 
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Der Flächennutzungsplan (2. Fortschreibung) der ver-
einbarten Verwaltungsgemeinschaft Tettnang-Neukirch 
stellt den östlichen Teil des Plangebiets als geplante 
sowie als bestehende Wohnbaufläche bzw. Mischbau-
fläche dar. Der westliche Teil ist als Fläche für die 
Landwirtschaft dargestellt. An das Plangebiet angren-
zend sind Mischbauflächen  sowie Flächen für die 
Landwirtschaft dargestellt. Der Plan enthält die Altabla-
gerung Nr. 1751 Ramsbach. Von der Planung sind kei-
ne Schutzgebiete betroffen. Der nördliche Rand ist als 
Grünfläche dargestellt. Der Flächennutzungsplan stellt westlich der bestehenden Hofstelle eine Grün-
verbindung nach Norden dar. Diese werden im Plangebiet durch Grünflächen und Baumpflanzungen 
konkretisiert und umgesetzt. Eine Standortprüfung hat auf Ebene der Flächennutzungsplanung statt-
gefunden. Die Planung weicht in Teilen vom Flächennutzungsplan ab. Die zugrunde liegende Kon-
zeption der vorbereitenden Bauleitplanung wird jedoch aufgegriffen. Die Planung fügt sich gut in den 
Siedlungskörper ein. Die geplanten Bauflächen grenzen an Siedlungsflächen an und eignen sich auf-
grund der vorhandenen Infrastruktur und der geringen naturschutzfachlichen Bedeutung für eine 
nachhaltige Siedlungsentwicklung. Eine Grünverbindung und Pufferflächen zum Ramsbach werden 
berücksichtigt. Die Voraussetzungen für eine kurz- bis mittelfristige Realisierung der Planung sind ge-
geben. Die Zuordnung von bebauten Flächen einerseits und nicht bebauten Flächen andererseits 
bleibt erhalten. Es wird keine qualifizierte sonstige Darstellung im Flächennutzungsplan (z.B. Land-
schaftsschutz, Denkmalschutz, Ausgleichsfläche) tangiert. Die kartierte Altlastenfläche wird berück-
sichtigt. Aufgrund der gegebenen Nutzungen und Bebauung sind relevante negative Umweltauswir-
kungen infolge der Planung nicht zu erwarten. Ein Bebauungsplan nach § 13b BauGB, der von den 
Darstellungen des FNP abweicht, kann aufgestellt werden, wenn die geordnete städtebauliche Ent-
wicklung der Gemeinde dadurch nicht beeinträchtigt wird. Der Flächennutzungsplan wird im Wege der 
Berichtigung angepasst. 

2. Planinhalt / Begründung der wesentlichen Festsetzungen 

Im Plangebiet soll eine überwiegend wohngenutzte Bebauung mit einer angemessenen Verdichtung 
realisiert werden, die die bestehenden Siedlungsstrukturen zeitgemäß weiterführt und den Ortsrand 
neugestaltet. Als Ergebnis des vorgeschalteten städtebaulichen Entwurfes sollen vorwiegend 4 ge-
schossige Ein-, Zwei- und Mehrfamilienhäuser errichtet werden. In den Randbereichen werden Hö-
henabstufungen zum östlich und südlich gelegenen Gebäudebestand und zum nordwestlichen Land-
schaftsraum vorgesehen. Im Inneren des Quartiers werden die Gebäude um Wohnhöfe gruppiert. Im 
Quartier werden unterschiedliche Bauformen kombiniert und auch Grundstücke für verdichtete Einfa-
milienhäuser angeboten. Der großzügige Quartierspark befindet sich im Bereich der Altablagerung 
Ramsbach. Die Fläche soll weitgehend von Bebauung freigehalten werden.  

 

West-Ost-Schnitt 

Mit der vorgesehenen Bebauung lässt sich eine flächensparende Grundstücksausnutzung realisieren. 
Art und Maß der Nutzung sollen sich an der benachbarten Bebauung orientieren und dennoch eine 
verdichtete Bauweise ermöglichen. Die geplante Bebauung fügt sich in die Siedlungsstruktur am 
Stadtrand gut ein. Die getroffenen Festsetzungen sollen einen planungsrechtlichen Rahmen für die 
Umsetzung des städtebaulichen Entwurfes schaffen.  
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2.1 Städtebauliches Konzept 

Die Stadt Tettnang möchte in den kommenden Jahren ein städtebauliches Konzept aus dem Jahr 
2019 (KVB Architekten und Stadtplaner, siehe Abbildung) umsetzen. 

 

Grundidee ist die Ausbildung von 3 Baufeldern mit unterschiedlicher Identität, die sich nördlich der 
Jahnstraße um einen großzügigen Grünraum (Quartierspark) anordnen. Zusammen bilden sie ein 
verdichtetes Stadtquartier mit differenziertem Wohnraumangebot: Geschosswohnungsbau, Reihen-
häuser, Punkthäuser, Stadtvillen. Die Ausbildung von Wohnhöfen und einem Quartiersplatz bieten ei-
ne hohe Aufenthaltsqualität und soll die Bildung von Nachbarschaft fördern. Im Südwesten zur 
Jahnstr. hin ist auch eine Gemeinbedarfsnutzung z.B. Kindergarten möglich.  

Es werden verschiedenartige Gebäudetypen für unterschiedliche Wohnungsansprüche angeboten. 
Der städtebauliche Entwurf enthält überwiegend Mehrfamilienhäuser. In der Regel sind 4-geschossige 
Gebäude vorgesehen, zu den Rändern hin und zur kleinteiligen Bestandbebauung hin wird auf 2-3 
Geschosse abgestuft. Zwei höhere Gebäude (5- und 6-geschossig) akzentuieren städtebaulich expo-
nierte Stellen und markieren die Quartiere und den Quartierspark. Das nördliche Punkthaus an Quar-
tierspark wurde im Zuge der Planung gestrichen. Die bestehenden Einfamilienhäuser an der Jahn-
straße können erhalten bleiben. Diese erhalten über den Bestandsschutz hinaus Erweiterungsmög-
lichkeiten. Am westlichen und nordwestlichen Gebietsrand sind ebenfalls 2-geschossige Gebäude 
vorgesehen. Im Übergang zum nördlichen Landschaftsraum werden 3-geschossige Gebäude vorge-
sehen. Im Übergang zur östlichen Bestandsbebauung entsteht eine höhengestaffelte 3-4- geschossi-
ge Bebauung. Die Siedlung erhält ein einheitliches Bild mit flachen, begrünten Dächern. Die Orts-
randeingrünung nach Norden zum Ramsbach hin wird auch langfristig Bestand haben. Durch den 
Grünraum wird im Nordosten eine Wegeverbindung zur Ravensburger Straße geschaffen. Die geplan-
ten Wohnstraßen schließen an die Jahnstraße an. 
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2.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Festsetzung der Art der Nutzung als allgemeines Wohngebiet erfolgt entsprechend dem konkre-
ten Wohnbedarf. Zulässig sind Wohngebäude und wohnungsähnliche Vorhaben mit dem Wohnen 
dienende infrastrukturelle Einrichtungen. 

Um den Vorgaben des § 13b BauGB zu entsprechen, werden die nach § 4 Abs. 3 BauNVO aus-
nahmsweise zulässigen Nutzungen ausdrücklich nicht Bestandteil des Bebauungsplans. Darüber hin-
aus werden Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe ausgeschlos-
sen. Damit werden gewerbliche Nutzungen, die in einem Wohngebiet u.U. mit Nutzungskonflikten 
verbunden sind und erhöhte Ansprüche an die Erschließung stellen, ausgeschlossen. Der Gebiets-
charakter soll dauerhaft weit überwiegend durch Wohnnutzungen und wohnungsähnliche Vorhaben 
und Einrichtungen geprägt sein. An der Südwestecke des Plangebiets ist ein Kindergarten angedacht. 
Die der Versorgung des Gebiets Läden sollen ebenfalls zulässig sein. Hierfür sind überwiegend die 
Gebäude an der Jahnstraße oder an öffentlichen Plätzen geeignet, die von der Verbreiterung des 
Straßenraums und der vermehrten Anordnung von Stellplätzen profitieren. In dem kleinteilig struktu-
rierten Gebiet mit seinen Wohnstraßen sind flächenintensive und mit einem erhöhten Erschließungs-
aufwand oder Besucherverkehr verbundene Nutzungen ungeeignet. Damit ist eine Gebietsverträg-
lichkeit mit den benachbarten Siedlungsflächen gegeben. 

 

Das Maß der Nutzung wird begrenzt durch die Festsetzung maximal zulässiger Grundflächen (GR), 
der Zahl der Vollgeschosse und durch die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen. In den jeweili-
gen Bauquartieren soll eine Bebauung analog des städtebaulichen Entwurfes ermöglicht werden. 
Hierdurch kommen bauliche Dichten zustande, die im Durchschnitt die in § 17 BauNVO genannten 
Obergrenzen für Grundflächenzahlen unterschreiten. Im gesamten Geltungsbereich liegen die zuläs-
sigen Grundflächen unter 10.000 qm. 

Überschreitungen der zulässigen Grundflächen sind durch Garagen, Stellplätze und bauliche Neben-
anlagen nach § 14 BauNVO sowie durch Tiefgaragen zulässig. Die Überschreitungen sind aufgrund 
der beabsichtigten Baustruktur erforderlich. Aufgrund des hohen Grünflächenanteils, der begrünten 
Dächer und sowie der teilweise erdüberdeckten Tiefgaragen bleibt ein Mindestgrünanteil sicherge-
stellt, der durch nutzbare Dachterrassen ergänzt wird. Durch weitere private Grünflächen für Regen-
wasserretention, Aufenthalt und Spielen sowie öffentliche Grünflächen bleibt eine verträgliche Dichte 
im Wohngebiet gewährleistet. Die Nutzungsziffern erlauben für das gesamte Baugebiet eine ange-
messene bauliche Dichte und berücksichtigen das Gebot, mit Grund und Boden sparsam umzugehen. 
Sie gewährleisten ebenfalls die Umsetzung der städtebaulichen Entwurfskonzeption einer flächenspa-
renden Bebauung. 

 

2.3 Bebauung / Gebäudeausrichtung / Bauweise 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt. Die 
Baufelder ermöglichen eine Realisierung des vorgeschalteten städtebaulichen Entwurfs und bieten 
darüber hinaus nur begrenzt die Möglichkeit einer flexiblen Nutzung innerhalb der Bauquartiere. Ent-
sprechend erfolgt die Ausweisung von Einzelbaufeldern. Es ist vorgesehen den städtebaulichen Ent-
wurf weitgehend umzusetzen. Durch die Anordnung der Baufelder ist eine ausreichende Belüftung 
und Belichtung sichergestellt.  

Entsprechend dem städtebaulichen Entwurf ist überwiegend die offene Bauweise festgesetzt. Gebäu-
delängen über 50m und damit eine abweichende Bauweise gemäß § 22 BauNVO sind im Bereich der 
ehemaligen Hofstelle an der Jahnstraße und im Nordosten als räumlicher Abschluss des östlichen 
Quartiers vorgesehen.  



BEBAUUNGSPLAN  „JAHNSTRASSE NORD“ BEGRÜNDUNG         Seite 7 
 

Kienzle Vögele Blasberg GmbH     Architekten/Stadtplaner    Heinrich-Heine-Straße 9 88045 Friedrichshafen 

2.4 Höhe baulicher Anlagen / Zahl der Vollgeschosse  

Die zulässige Höhe baulicher Anlagen berücksichtigt die topografischen Gegebenheiten sowie die 
geplante Straßenhöhe und die gewünschte Geschossigkeit. Die bestehenden Geländehöhen (siehe 
Höhenlinien) und die geplante Straßenhöhe sind als Hinweis im Lageplan enthalten.  

Die Begrenzung der Höhe baulicher Anlagen ist in den Baufeldern als Planeinschrieb festgesetzt. Da-
raus ergeben sich beispielsweise für die 3-geschossigen Gebäude Gesamthöhen von ca. 10 m und 
für das 6-geschossige Gebäude eine Gebäudehöhe von 19 Metern.  

Die Begrenzung des Maßes der Nutzung stellt gemeinsam mit der Begrenzung der Gebäudehöhe ei-
ne ausreichende Regelung der baulichen Dichte dar.  

2.5 Erschließung 

Verkehr 

Die verkehrliche Erschließung des Baugebiets erfolgt im Wesentlichen über zwei Straßenanschlüsse 
an der Jahnstraße. Die westliche Häuserzeile wird über eine Privatstraße in nördlicher Verlängerung 
der Ramsbachstraße erschlossen. Durch die Planung kommt es auf diesen Verkehrswegen zu einem 
zusätzlichen Fahrverkehr der aufgrund der geringen Vorbelastung und infolge des geplanten Ausbaus 
der Jahnstraße bewältigt werden kann. Die erforderlichen Flächen werden im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans bereitgestellt. Die Jahnstraße wird nach einer Vorplanung des städtischen Tiefbau-
amtes im östlichen Teil verbreitert auf 5,5 m zuzüglich Gehwegen. Im Bereich zwischen Jahnstraße 
14 und 15 steht lediglich eine reduzierte Breite von 3,5 m für Fahrbahn und ein 2 m breiter Gehweg 
zur Verfügung. Die für eine Verbreiterung der Fahrbahn und einen beidseitigen Gehweg erforderli-
chen Grundstücksflächen stehen nicht zur Verfügung. Gegenverkehr ist in diesem Bereich nur bei 
verminderter Geschwindigkeit und unter Mitbenutzung des Fußgängerbereiches möglich. Dies wäre 
verkehrsrechtlich zu regeln (Schrittgeschwindigkeit). Westlich der Einmündung Kolpingstraße ist unter 
Inanspruchnahme von Teilflächen der Flurstücke Nr. 542 (nördlich)  sowie 587 (südlich Jahnstraße) 
der Ausbau auf 5,5 m zuzüglich beidseitigem Gehweg gesichert. 

Die Wohnstraßen im Gebiet können bei Breiten von 6,0 m als Mischfläche für alle Verkehrsteilnehmer 
verkehrsberuhigt ausgebaut werden. Die Verkehrsflächen beinhalten Wendemöglichkeiten für Müll- 
und Rettungsfahrzeuge und berücksichtigen die angelagerten Besucherstellplätze sowie private Stell-
plätze und Quartiersplätze. Die Bebauung im WA2 und das westliche Gebäude im WA1 werden über 
die Ramsbachstraße und eine Privatstraße erschlossen. Das Wenden von Müllfahrzeugen ist hier 
nicht vorgesehen. Ein Weg für Fußgänger und Radfahrer durch den öffentlichen Quartierspark schafft 
nach Norden eine Verbindung entlang des Ramsbaches und weiter über Flst. Nr. 546 zur Ravensbur-
ger Straße.  

Die Konkretisierung des Ausbaustandards und die Gestaltung des Straßenraums erfolgen im Rahmen 
der Erschließungsplanung. Innerhalb des Wohngebiets soll die Fahrgeschwindigkeit begrenzt werden.  

Der Stellplatzbedarf ist generell auf den Privatgrundstücken nachzuweisen. Garagen können inner-
halb der Baufelder errichtet werden. Die erforderlichen Stellplätze sind im Geschosswohnungsbau 
wegen der dichteren Bebauung überwiegend in Tiefgaragen zu realisieren. Damit können verkehrs-
freie Grün- und Aufenthaltsbereiche geschaffen werden. Besucherstellplätze befinden sich an der 
Jahnstraße und entlang der Wohnstraßen. Stellplätze sind im WA 1 und WA2 auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Die Flächen für Stellplätze sind in den übrigen Baugebie-
ten gesondert ausgewiesen.  

 

Ver- und Entsorgung   ##Ergänzung durch Erschließungsplanung 

An die vorhandenen, Ver- und Entsorgungsanlagen kann angeschlossen werden. Die Versorgung der 
baulichen Anlagen mit Trinkwasser, Gas und Telekommunikationsleitungen sowie die Entsorgung des 
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Abwassers erfolgt über eine Erweiterung des vorhandenen Leitungsnetzes. Im Gebiet wird ein modifi-
ziertes System mit getrennter Ableitung von Schmutz- und Oberflächenwasser realisiert. Das 
Schmutzwasser wird über Freispiegelkanäle?? zum bestehenden Schmutzwassersystem geleitet.  

Oberflächenwasser  ## Erschließungsplanung 

Im Plangebiet wird ein modifiziertes Entwässerungssystem realisiert mit getrennter Ableitung von 
Schmutz- und Niederschlagswasser.  

Die Wasserdurchlässigkeit der angetroffenen Böden lässt eine Versickerung von Oberflächenwasser 
zu. ###  Für das nicht schädlich belastete Niederschlagswasser von Dächern und befestigten Flächen 
ist eine Rückhaltung und Versickerung in flachen Mulden in den Grünflächen am westlichen und nörd-
lichen Plangebietsrand vorgesehen; anfallendes Niederschlagswasser wird in diesen Flächen über die 
belebte Bodenschicht versickert. Ein Notüberlauf erfolgt in den nördlich gelegenen Ramsbach.  

Eine Konzeption zur Erschließung und zur Schmutz- / bzw. Regenwasserentsorgung wurde von  

###  erstellt.  

Das modifizierte Entwässerungssystem dient einem wirksamen Grundwasserschutz, schont den 
Wasserhaushalt und vermeidet Hochwasserspitzen in der Kanalisation und in den Vorflutern. Die 
Verpflichtung zur schadlosen Ableitung des Regenwassers obliegt dem Grundstückseigentümer.  

Die Müllentsorgung erfolgt über die Wohnstraßen. Bei Straßen ohne Wendemöglichkeit für das Müll-
fahrzeug sind die Müllbehälter bis zum nächstgelegenen Aufnahmepunkt zur Entleerung zu bringen. 

2.6 Freiraumkonzept  ## Ergänzung durch Freiraumplanung 

Die Quartiersbebauung wird von großzügigen Grün- und Freiflächen durchgrünt. Die zentrale öffentli-
che Grünfläche erstreckt sich über ca. 1 ha. Nördlich der beiden östlichen Baufelder wird ein Kinder-
spielplatz ausgewiesen. Um eine qualitätvolle Gestaltung zu gewährleisten wird ein Freiflächenplan 
erstellt. Der Quartierspark und der Kinderspielplatz tragen zur Identitätsstiftung im neuen Baugebiet 
bei. Dazu kommen private Grünflächen und Dachbegrünungen. Die randlichen Grünflächen werden 
zur Regenwasserversickerung (Retention) genutzt. Die Wohnstraßen sollen als verkehrsberuhigte Be-
reiche gestaltet werden. Stellplätze werden in wasserdurchlässiger Bauweise hergestellt, soweit sich 
durch andere Vorschriften nichts anderes ergibt. Dabei sollen ein angemessener Teil der oberirdi-
schen und der Tiefgaragenstellplätze so vorbereitet werden, dass sie ohne erhöhten Aufwand mit ei-
ner Ladeinfrastruktur für Elektromobilität ausgerüstet werden können.  

Die Gebäude sind um Wohnhöfe gruppiert. Hier befinden sich die halböffentlichen Eingangsbereiche. 
Die Höfe bieten als wohnungsbezogene Freiräume durch entsprechende Gestaltung und Ausstattung 
Aufenthaltsqualitäten für Jung und Alt. Die Tiefgaragen erhalten eine ausreichende Erdüberdeckung 
für eine Begrünung und Nutzung als wohnungsnahe Freiräume. Den Reihenhäusern und Einfamilien-
häusern sind private Grünflächen zugeordnet. Dies schafft besonders hohe Wohnqualität mit Privat-
garten zentral in Tettnang gelegen. 

Die Begrünung von Dächern und Tiefgaragen hat darüber hinaus positive Auswirkungen auf den 
Wasserhaushalt im Plangebiet. Der schnelle Abfluss von Regenwasser wird verzögert (Retention), die 
Abflussspitzen werden gedämpft. Abhängig von Substratbeschaffenheit und Aufbaustärke kann Re-
genwasser dauerhaft zurückgehalten bzw. zeitverzögert abgegeben werden. 

Die Baumpflanzungen dienen der Herstellung und Sicherung qualitätvoller Freiräume sowie der Ver-
besserung des Lokalklimas und des Stadtbildes. Bäume bieten Schutz, Nahrung und Nistmöglichkei-
ten z.B. für Vögel und Insekten. Dadurch werden auch die oberirdischen Stellplätze eingebunden. 
Insgesamt kann mit den grünordnerischen Festsetzungen ein attraktives Wohngebiet und hochwertige 
Freiräume für das Wohnumfeld geschaffen werden. Die zentrale öffentliche Grünfläche und die damit 
entstehende Durchwegung ist überdies für die Öffentlichkeit nutzbar. 
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2.7 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist zu gewährleisten, dass einwirkende Immissionen keine ungesun-
den Wohnverhältnisse bzw. erhebliche Belästigungen verursachen. Die schalltechnischen Orientie-
rungswerte der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) (tags 55 dB(A) / nachts 45 dB(A)) für Ver-
kehrslärm sind Zielwerte, deren Überschreitung außen vor den betroffenen Wohnräumen vermieden 
werden sollen. Bei nächtlichen Außenpegeln von über 45 dB(A) ist ruhiger Schlaf bei gekipptem Fens-
ter häufig nicht mehr gewährleistet. Bei Einhaltung der Orientierungswerte kann von gesunden Wohn-
verhältnissen ausgegangen werden. Bei höheren Lärmbelastungen sind in der Regel Schallschutz-
maßnahmen zu berücksichtigen.  

Bei Räumen, welche insbesondere nachts ein erhöhtes Schutzbedürfnis aufweisen (Schlaf- und Kin-
derzimmer) sollten bauliche Maßnahmen zum Schallschutz berücksichtigt werden. Durch eine schall-
technisch günstige Grundrissgestaltung und/oder der Realisierung von passiven Schutzmaßnahmen 
können die Verkehrslärmbelastungen dauerhaft im Inneren der Gebäude reduziert werden. Gekippte 
Fenster bringen eine Lärmminderung von ca. 5 – 15 dB(A). Da bei den gegebenen Lärmpegeln die 
Anforderungen an das Schalldämm-Maß der Außenbauteile gering ist, wird auf die Festsetzung von 
Schallschutzmaßnahmen verzichtet. Eine ausreichende schalldämmende Wirkung wird bei Außen-
lärmpegeln unter ca. 58 dB(A) mit üblichen Wandkonstruktionen und doppelt verglasten Fenstern er-
reicht. Die Wahl geeigneter bautechnischer Lösungen steht dem Bauherrn frei. Planungsrechtliche 
Festsetzungen zum Lärmschutz sind nicht notwendig. 

Im unmittelbaren Umfeld des Plangebietes ist keine immissionsrelevante Tierhaltung angesiedelt. Die 
landwirtschaftliche Nutzung im Plangebiet selbst (Obstbau und Hopfengarten) wird mit der Erschlie-
ßung des Geländes aufgegeben. Die damit bisher verbundenen Emissionen durch Fahrzeuge und 
Bewirtschaftung entfallen damit. Überschreitungen der Immissionsrichtwerte sind weder im Plangebiet 
noch an der benachbarten Wohn- und Mischbebauung zu erwarten. 

2.8 Flächenbilanz 
Allgemeines Wohngebiet ca. 3,32 ha 
Private Grünfläche ca. 0,51 ha 
Öffentliche Grünfläche ca.  1,08 ha 
Öffentliche Verkehrsfläche ca.  0,59 ha 
Private Verkehrsfläche ca. 0,09 ha 
Gesamt ca. 5,59 ha 

 

3. Auswirkungen auf Natur und Landschaft  (##Ergänzung durch Freiraumplanung) 

Bestand 

Das Gebiet befindet sich am Nordrand der Kernstadt von Tettnang und wird derzeit landwirtschaftlich 
für den Hopfen- und Obstanbau genutzt. Das Plangebiet wird im Süden von der Jahnstraße begrenzt 
und reicht im Osten an die bestehende Bebauung an der Ravensburger Straße heran. Im Norden be-
findet sich eine breite Gehölzfläche, die das steile Südufer des Ramsbaches säumt. Das Gelände fällt 
von der Jahnstraße (ca. 464 m ü.NN nach Nordwesten auf ca. 456 m ü.NN ab. Der überwiegende 
Flächenanteil weist eine Höhe von 462-463 m ü.NN auf. Die Fläche beträgt ca. 5,59 ha.  

Im Nordosten wird eine Teilfläche als Futterwiese genutzt. // Streuobst  

 

Im Plangebiet befinden sich keine Schutzgebiete (Naturschutzgebiete, FFH- Gebiete und keine nach 
§ 32 NatSchG besonders geschützten Biotope. 
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Die Planung betrifft keine Schutzgebiete (Landschaftsschutzgebiete, Naturschutzgebiete, FFH- Ge-
biete) und keine Naturdenkmale und keine besonders geschützten Biotope. Nördlich an das Plange-
biet angrenzend befindet sich das nach § 32 NatSchG geschützte Biotop ‚Ramsbach und begleitende 
Vegetation‘ (Biotop-Nr. 183234356406). Teile des Auwaldbestandes (Weiden, Schwarzerlen) befin-
den sich im Norden des Flurstücks 551/2. Die Fläche bleibt durch die Planung unangetastet. Es er-
folgt eine Ausweisung als private Grünfläche.  

 

Planung 

Der Bebauungsplan setzt ca. 3,3 ha Bauflächen als allgemeines Wohngebiet fest. Es entsteht ein 
verdichtetes Stadtquartier mit differenziertem Wohnraumangebot: Geschosswohnungsbau, Rei-
henhäuser, Punkthäuser, Stadtvillen. Die Gebäude gruppieren sich in Clustern um einen zentra-
len Quartierspark. Die Höhenstaffelung der Gebäude berücksichtigt den Siedlungsrand im Nor-
den und Westen (2-geschossig) und die Bestandsbebauung an der Jahnstraße und der Ravens-
burger Straße. Die geplanten Gebäude werden im Kernbereich 3-4-geschossig. Am Quartiers-
park entsteht ein 6-geschossiges Punkthaus. Die Gebäude werden durch Einzelbaufelder und 
zulässige Gebäudehöhen in ihrer Kubatur begrenzt. Die Siedlungserweiterung führt die verdichte-
te Bauweise der südlich der Jahnstraße gelegenen Ramsbach-Quartiere fort und stellt eine Ver-
bindung zum nördlich angrenzenden Landschaftsraum am Ramsbach her. Dieser bildet eine na-
türliche Begrenzung der Bebauung nach Norden. 

Es erfolgen umfangreiche Gehölzpflanzungen im Bereich der festgesetzten privaten und öffentli-
chen Grünflächen sowie im Bereich der Wohnwege und in den Wohnhöfen.  

Zur Entsorgung des anfallenden Niederschlagswassers wird ein modifiziertes Entwässerungssys-
tem vorgesehen.  

Umweltauswirkungen 

Im Rahmen des beschleunigten Verfahrens nach § 13b BauGB besteht kein Erfordernis der na-
turschutzrechtlichen Eingriffsbilanzierung und des Ausgleichs von Eingriffen in Natur und Land-
schaft. Die Belange des Naturschutzes werden in der Planung berücksichtigt und nachteilige 
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Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter werden vermieden. Die Auswirkungen der Pla-
nung auf die in § 1(6)7 BauGB genannten Schutzgüter (Erholung / menschliche Gesundheit / 
Ortsbild, Tiere und Pflanzen / Arten und Biotope, Fläche und Boden, Wasserhaushalt und Klima). 
werden folgendermaßen eingeschätzt:  

Tiere und Pflanzen / Artenschutz (Ergänzung gem Artenschutzgutachten) 

Es wurde ein Artenschutzgutachten erstellt ### Auf die Erstellung eines vollständigen Arteninventars 
und eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung im Rahmen des Bebauungsplans wird verzichtet. 

Säugetiere (Fledermäuse) 
Vögel (Bodenbrüter, Zweigbrüter) 
Reptilien (besonnte Plätze, grabfähiges Material zur Eiablage und als Winterquartier)  
Amphibien (Kleingewässer) (aufgrund fehlender Biotopausstattung nicht zu erwarten) 
Wirbellose ##  

 

Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung (Hopfengarten,Intensivobst und Grünland) be-
sitzt der überwiegende Teil der Fläche keinen besonderen naturschutzfachlichen Wert. Im Norden 
wird aber das geschützte Biotop ‚Ramsbach und begleitende Vegetation‘ tangiert. Die randlichen Au-
waldstrukturen und feuchten Hochstaudenfluren entlang des Ramsbaches besitzen eine hohe Bio-
topqualität und bleiben als Grünfläche erhalten. Weitere Schutzflächen sind nicht betroffen. Das Plan-
gebiet enthält keine Habitatpotentialflächen, die nach dem Zielartenkonzept des Landes Baden-
Württemberg kartiert wurden. 

Die für die Bebauung vorgesehene Fläche ist unter Artenschutzaspekten für eine Bebauung geeignet. 
Eine artenschutzkonforme Umsetzung der Planung wird bei der Bauplanung und -ausführung gewähr-
leistet. Um artenschutzrechtliche Konflikte zu vermeiden, werden z.B. unmittelbar vor Gebäudeabris-
sen Überprüfungen auf das Vorkommen von Brutvögeln, Fledermäusen, Zauneidechsen etc. empfoh-
len. Gegebenenfalls ist ein Rückbau von Quartieren unter Fachaufsicht erforderlich, um sicherzustel-
len, dass keine Tiere getötet werden. Falls vor der Baumaßnahme Wildtiere vorgefunden werden, 
sind entsprechende Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen zu beachten bzw. Ersatzquartiere 
zu schaffen. Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ist das Baufeld in den Win-
termonaten (Oktober bis Februar) freizumachen.  

Artenschutzrechtliche Hindernisse bei der Umsetzung des Bebauungsplans sind nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht zu erwarten.  

Geologie / Boden / Flächenbeanspruchung 

Das Areal stellt sich als eine überwiegend ebene und flachwellige Fläche der Tettnanger Terrasse 
dar. Im Norden und Westen fällt das Gelände stark in Richtung Ramsbach ab. Es handelt sich um 
mäßig- bis tiefgründige Parabraunerden mit mittlerer Bodenfruchtbarkeit. Kiesig-sandige Grundmorä-
nensedimente überdecken fluviale Schotter. Die Deckschicht weist eine hohe Funktionserfüllung als 
Ausgleichskörper im Wasserkreislauf und als Filter und Puffer für Schadstoffe auf. Daraus resultiert 
eine hohe Empfindlichkeit des Bodens gegenüber einer Überbebauung und Versiegelung. Diese Bo-
deneigenschaften treffen allerdings nicht für den ca. 1 ha großen Bereich zu, der als Kiesgrube und 
Hausmülldeponie genutzt wurde; hier sind die Bodenfunktionen aufgrund der anthropogenen Über-
prägung eingeschränkt. Die gesamte Fläche wurde zunächst landwirtschaftlich genutzt. Danach von 
Anfang bis Mitte der 1950er Jahre erfolgte ein Kiesabbau. In der Folge wurde die Abbaufläche bis ca. 
1963 als Müllkippe der Stadt Tettnang genutzt. Hieraus resultieren Ablagerungen und Verfüllungen 
von Haus- und Sperrmüll sowie Erdaushub und Bauschutt. Die Rekultivierung war 1979 abgeschlos-
sen. Die Fläche wurde mit Oberboden überdeckt. Die betreffende Teilfläche wird als Altablagerung 
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Ramsbach Obj.Nr. 1751 im Altlastenkataster geführt. Eine Abgrenzung der Altablagerung ist im Lage-
plan nachrichtlich aufgenommen. 

Es liegt eine orientierende Erkundung der Altablagerung Ramsbach vor (Berghof – BPU Umweltengi-
neering, Weingarten 05/1997 und 10/2000). Gemäß den Untersuchungsergebnissen aus dem Jahr 
2000 lagen keine Prüfwertüberschreitungen im Wirkungsgrad Boden – Grundwasser vor.  
Es wurden jedoch Überschreitungen der Ammonium Orientierungswerte festgestellt. Aus Sicht des 
Gutachters besteht kein Handlungsbedarf hinsichtlich der Schutzgüter Grundwasser, Luft und Boden. 
Es ist allerdings eine Beeinflussung des Ramsbaches möglich. Entsprechende Belastungen des Si-
ckerwassers im Abstrom der Auffüllung konnten jedoch zum damaligen Zeitpunkt nicht festgestellt 
werden. Der konkrete Handlungsbedarf ist mit den zuständigen Fachbehörden abzustimmen.  

 

Der Boden im Plangebiet wird heute landwirtschaftlich als Hopfengarten und Obstbaufläche genutzt. 
Schadstoffeinträge in den Boden durch jahrzehntelangen Spritzmitteleinsatz können nicht ausge-
schlossen werden.  

Bodengutachten 

Bodenschichtung/ Auffüllungen 

 

Im Plangebiet befinden sich keine Geotope und keine Bodendenkmäler. 

Im Plangebiet wird eine Bodenversiegelung durch Gebäude, Nebenanlagen und Verkehrsflächen von 
ca. 2,5 ha planungsrechtlich vorbereitet. Ca 1,6 ha wird durch Gebäude und Straßen überbaut. Dazu 
kommen Nebenanlagen und Tiefgaragen, die wiederum teilweise erdüberdeckt sein werden und für 
die Bewohner als Freiraum nutzbar sind. Versiegelte Flächen werden dem Naturhaushalt dauerhaft 
entzogen. Die Bodenfunktionen gehen auch auf teilversiegelten Böden weitgehend verloren.  

Im Plangebiet (5,52 ha) bleiben insgesamt ca. 1,6 ha als öffentliche und private Grünfläche und 0,6 ha 
als gärtnerisch gestaltete Grundstücksflächen außerhalb von Tiefgaragen erhalten. Auf den Flachdä-
chern der geplanten Gebäude wird auf ca. 0,5 ha eine extensive Begrünung realisiert. Addiert man 
diese Flächen, so bleibt ca. die Hälfte des Plangebiets begrünt. Durch die Bodenüberdeckung der 
Tiefgarage werden Eingriffswirkungen auf das Schutzgut Boden reduziert. Die Beeinträchtigungen 
des Bodens werden darüber hinaus durch die Verwendung wasserdurchlässiger Wegeaufbauten und 
durch Dachbegrünungen gemindert werden. Außerdem sollten unbeschichtete Oberflächen aus Zink, 
Titan-Zink, Kupfer oder Blei zum Schutz des Bodens und des Grundwassers vor Verunreinigungen 
nicht großflächig mit Niederschlagswasser in Berührung kommen. Im Rahmen der Erschließungs- und 
Bauplanung werden die einschlägigen Vorschriften zum Boden- und Grundwasserschutz beachtet. 

Nach § 13b (2) BauGB besteht für die beschleunigte Schaffung von Wohnraum auch für Eingriffe in 
das Schutzgut Boden keine Ausgleichspflicht. Durch die Flächenentwicklung im Anschluss an beste-
hendes Bauland und durch die Nutzung vorhandener Infrastruktur wird die Inanspruchnahme von Flä-
chen im Außenbereich geringgehalten. 

 

Wasser 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Die Fläche ist nicht als Trinkwasser-
schutzgebiet ausgewiesen. Es besteht keine Hochwassergefährdung. Im nördlich gelegenen Talraum 
verläuft der Ramsbach. Dieser wirkt als natürliche Vorflut.  

Das Plangebiet gehört zur hydrogeologischen Einheit der ‚fluvioglazielen Kiese und Sande im Alpen-
vorland‘. Bei dem Untergrund handelt es sich um einen Lockergesteins-Grundwasserleiter. Der 
Grundwasserspiegel liegt bei ca. 451 m ü:NN und damit etwa 10 m unter Geländeniveau. Es ist davon 
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auszugehen, dass kein Grundwasser bis zur Gründungssohle ansteht. Die Grundwasserströmungs-
verhältnisse werden nicht beeinträchtigt. Eine Versickerung von Oberflächenwasser im Terrassenkies 
ist möglich. Eine Versickerung im Bereich der Altablagerung Ramsbach erfolgt nicht.  

Im Plangebiet wird ein modifiziertes Entwässerungssystem (getrennte Ableitung von Niederschlags- 
und Schmutzwasser) umgesetzt. Die Vorgaben zur Versickerung von Niederschlagswasser richten 
sich nach den einschlägigen Bestimmungen des Wassergesetzes für Baden-Württemberg. Das nicht 
schädlich belastete Niederschlagswasser von Dächern und Verkehrsflächen wird oberflächennah ge-
sammelt, in private Anlagen eingeleitet und über die belebte Bodenzone versickert. Hierdurch wird 
das Wasser gefiltert und die Grundwasserneubildung unterstützt. Ein Notüberlauf kann an das Kanal-
netz (Mischwasserkanal) oder in den Ramsbach erfolgen. Das modifizierte Entwässerungssystem 
bewirkt eine Rückhaltung des Regenwassers und eine Verminderung der Regenwasserabflussspit-
zen. Darüber hinaus werden Festsetzungen zur Erdüberdeckung der Tiefgarage und zur Verwendung 
versickerungsfähiger Beläge getroffen. Infolge der lokalen Niederschlagswasserversickerung wird die 
Grundwasserneubildungsrate nicht deutlich reduziert. Die Umsetzung des Bebauungsplans verur-
sacht keine relevante Beeinträchtigung des lokalen Wasserhaushalts. 

 

Klima und Luft 

Die lokalklimatische Funktion des Plangebietes ergibt sich aus der Lage am nördlichen Stadtrand von 
Tettnang. Die Durchlüftungsverhältnisse sind gut. Die vorherrschende Windrichtung ist Südwest.  

Die gute Wasserversorgung der Böden ist auf Jahresniederschläge von ca. 1100 mm zurückzuführen. 
Die Jahresdurchschnittstemperatur beträgt ca. 8 °C. Die Globalstrahlung ist mit ca. 1180 kWh/qm im 
Jahr relativ hoch. Vegetationsbedeckte Äcker heizen bei Sonneneinstrahlung rasch auf und kühlen 
abends schnell wieder ab. Die abgekühlte Luft wird dann an die Umgebung abgegeben. 

Aus der vorhandenen Nutzung (Bebauung, Verkehrsflächen, Landwirtschaft) resultieren keine erheb-
lichen klimatische Vorbelastungen. Es ist ein Luftaustausch mit den nördlich und westlich gelegenen 
Grünflächen gegeben. Der nördlich gelegene Ramsbach entwickelt bei schwachem Wind einen Kalt-
luftstrom nach Westen in das Schussental. Hinsichtlich der Kaltluftproduktion und der lufthygienischen 
Ausgleichsfunktion kann dem Plangebiet eine geringe Bedeutung beigemessen werden. Es grenzen 
keine klimatisch besonders belasteten Gebiete an.  

Die klimatischen Funktionen werden durch die zusätzliche Bebauung nicht in relevantem Umfang ge-
mindert. Das zusätzliche Verkehrsaufkommen und die versiegelten Flächen bewirken kleinklimatische 
Veränderungen, die auf das Plangebiet beschränkt bleiben. Schadstoffemissionen bleiben in Wohn-
gebieten regelmäßig gering. Die festgesetzten Pflanzgebote und Dachbegrünungen können zur Küh-
lung und Staubfilterung beitragen und damit das Kleinklima verbessern. Eine Beeinträchtigung ge-
sunder Wohnverhältnisse oder erhebliche Auswirkungen der Planung auf das Klima sind nicht zu er-
warten. Der Luftaustausch wird durch die Planung aufgrund der lockeren Bebauung und der begrenz-
ten Bauhöhen nicht behindert. Erhebliche Auswirkungen auf das Klima sind nicht zu erwarten. 

Die Stadt Tettnang befürwortet grundsätzlich die Nutzung regenerativer Energien. Über die gesetzli-
chen Anforderungen hinausgehende Energiesparmaßnahmen werden ausdrücklich empfohlen. 

 

 

 

Landschafts- bzw. Ortsbild / Erholungseignung / menschliche Gesundheit /  
Kultur- und Sachgüter 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Siedlungsfläche von Tettnang und grenzt im Norden an ei-
nen gewässerbegleitenden Gehölzbestand im Taleinschnitt des Ramsbaches. Durch den Gehölzbe-
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stand wird das Baugebiet auch nach Westen gut eingegrünt. Die Fläche grenzt im Süden und Osten 
an bestehende Siedlungsflächen an. Die gewachsene Siedlungsstruktur ist durch 1-3 geschossige 
Gebäude geprägt. Das südwestlich gelegene Ramsbach-Quartier weist überwiegend eine 3-5-
geschossige Bebauung auf mit Gebäudehöhen bis ca. 16m. Im näheren Umfeld befinden sich keine 
Baudenkmäler. 

Die geplante Bebauung fügt sich in ihrer Struktur in die umgebende städtische Bebauung ein und er-
gänzt diese durch Gebäude in zeitgemäßer Architektur. Die Bebauung arrondiert den vorhandenen 
Siedlungsrand und entfaltet aufgrund des bachbegleitenden Gehölzes und aufgrund der umgebenden 
Bebauung keine besondere Fernwirkung. Es handelt sich um eine angemessene Nachverdichtung im 
städtischen Bereich. Die gestaffelten Gebäudehöhen (zumeist 2-4- geschossig) reagieren auf die La-
ge am Ortsrand und auf die östlich und südlich gelegene kleinteilige Wohnbebauung. Im Zentrum des 
Gebiets am Quartierspark wird ein 6-geschossiges Wohngebäude errichtet. Baumpflanzungen wer-
den sowohl im Bereich der Grünflächen als auch straßenbegleitend vorgenommen. Störungen des 
Siedlungsgefüges und negative Fernwirkungen in Bezug auf das Ortsbild sind nicht zu erwarten. 

Das Plangebiet war bisher nicht als Erholungsfläche allgemein nutzbar. Die privaten Wohngärten und 
die halböffentlichen Wohnhöfe stehen künftig für die wohnungsbezogene Erholung zur Verfügung. 
Der zentrale Quartierspark wird als öffentliche Grünfläche allgemein nutzbar. Über diese Grünfläche 
wird auch eine Fuß- und Radwegeverbindung zwischen Jahnstraße und dem vorhandenen Weg an 
der Oberkante des Ramsbachtobels hergestellt. Die Zugänglichkeit der Landschaft wird verbessert.  

 

Im Plangebiet ist keine Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit durch Immissionen sowie an-
dere schädliche Umwelteinwirkungen i.S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorhanden. Die Zu-
nahme von Schadstoffemissionen durch Heizung, Autoverkehr sowie von Lärm- und Lichtemissionen 
wird aufgrund der geplanten Wohnnutzung als gering bzw. zumutbar eingeschätzt. Erschütterungen, 
Staub und andere Belästigungen oder Beeinträchtigungen der Anwohner beschränken sich auf die 
Bauzeit.  

Der vorhandene landwirtschaftliche Verkehr (insbesondere zur Ernte) und die Ausbringung von 
Spritzmitteln werden mit Aufgabe der Nutzung vollständig entfallen. Durch die Planung werden keine 
relevanten zusätzlichen Emissionen verursacht.  

Der infolge der Planung steigende Anliegerverkehr wird auf mehrere Straßen verteilt und wird als zu-
mutbar angesehen. Verkehrsgutachten ## 

Angesichts des geringen Verkehrsaufkommens und der Lage im Stadtraum ist ruhiges Wohnen ge-
währleistet. Eine zusätzliche Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen ist nicht erforderlich. Die bau-
bedingten Umweltauswirkungen bleiben temporär begrenzt und führen nicht zu erheblichen Belastun-
gen. Negative Wirkungen auf die menschliche Gesundheit infolge der Realisierung der Planung wer-
den nicht gesehen. 

Der Wegfall als landwirtschaftliche Fläche erscheint angesichts des Gewinns an Bauflächen akzepta-
bel. Eine Gefährdung der landwirtschaftlichen Erwerbsstruktur ist nicht erkennbar.  

 

Fazit 

Es ist keine besondere Bedeutung der Flächen für die Schutzgüter Boden, Wasserhaushalt, Kli-
ma sowie als Lebensraum für freilebende Tiere und Wildpflanzen anzunehmen. Es ist keine Pla-
nungsalternative erkennbar, mit der sich das Planungsziel in umweltschonenderer Weise realisie-
ren lässt. Eine erhebliche Beeinträchtigung des Naturhaushalts und des Orts- und Landschafts-
bildes infolge der Planung ist nicht erkennbar. Für die Schutzgüter Arten und Lebensgemein-
schaften, Boden/Fläche, Wasserhaushalt und Klima/Luft und für den Menschen (Gesundheit und 
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Erholung, Kultur und Sachgüter) sind unter Anrechnung der geplanten grünordnerischen Festset-
zungen keine relevanten Beeinträchtigungen zu erwarten. Nachteilige Auswirkungen auf ge-
schützte Denkmale oder auf andere Umweltgüter sind nicht ersichtlich. Weitere Ausgleichsforde-
rungen für Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild bestehen nicht. Artenschutz-
rechtliche Belange stehen der Planung nicht entgegen. 

4. Begründung der Örtlichen Bauvorschriften 

Die getroffenen örtlichen Bauvorschriften zur Gestaltung baulicher Anlagen und Freianlagen sind 
notwendig, damit das gestalterische Einfügen der künftigen Gebäude in das ländliche Orts- und 
Landschaftsbild gesichert werden kann. Die örtlichen Bauvorschriften zur Gestaltung der Fassa-
den und Dächer entsprechen der vorgesehenen Nutzung. Um ein einheitliches Siedlungsbild zu 
erreichen, werden Flachdächer festgesetzt. Hierdurch wird ein gestalterischer Bezug zu den 
südwestlich gelegenen Ramsbachquartieren hergestellt. Der Spielraum für eine individuelle Ge-
staltung wird bewusst eingeschränkt. Der Regelumfang der örtlichen Bauvorschriften wird so ge-
wählt, dass das Ergebnis des städtebaulichen Entwurfes umgesetzt werden kann.  

Flachdächer können zur Optimierung der Solargewinne genutzt werden. Anlagen zur Gewinnung 
von Sonnen- und Umweltenergie sind mittlerweile ein üblicher Bestandteil der Architektur. Eine 
negative Fernwirkung bzw. eine Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes ist angesichts 
der begrenzten Gebäudehöhen und der Eingrünung nicht zu erwarten. Die Ausnahmeregelung 
für untergeordnete Bauteile ist ebenfalls ortsbildverträglich. 

Im Plangebiet sind grelle Farben oder glänzende Materialien im Bereich der Fassaden- und 
Dachflächen unzulässig. Das Stadtbild am Siedlungsrandbereich von Tettnang kann durch Ver-
wendung gedeckter Farben und matter Flächen eher erhalten werden. Eine Beeinträchtigung der 
Nachbarschaft soll damit vermieden werden. Bei Reflexionsgraden von über 0,85 kann von glän-
zenden Materialien gesprochen werden (z.B. Aluminium 0,85 / matt 0,5-0,7, weißer Putz i.d.R. 
kleiner als 0,8, Beton 0,3-0,5, Ziegel, rot 0,15).  

Die Regelungen zur Gestaltung unbebauter Flächen dienen ebenfalls dem Erhalt des regionalty-
pischen Orts- und Landschaftsbildes. Die Anlegung der nicht überbauten Flächen als Grünflä-
chen und deren Bepflanzung ist gemäß § 9 (1) LBO obligatorisch. Die Reduzierung der Eingriffe 
in den natürlichen Geländeverlauf trägt zudem dem Gebot zum schonenden Umgang mit dem 
Schutzgut Boden Rechnung. Die Begrenzung der Höhe der Einfriedungen dienen ebenso dem 
Erhalt des Ortsbildes. 

Es sind 2 Stellplätze pro Wohnung herzustellen. Dies ist notwendig, da der Mobilisierungsgrad 
aufgrund der Lage der Infrastruktur und der Arbeitsplätze erfahrungsgemäß entsprechend hoch 
ist. Im ländlich strukturierten Raum gibt es nur ein begrenztes Angebot an öffentlichen Verkehrs-
mitteln. Mehrpersonenhaushalte sind häufig mit mehr als einem Kraftfahrzeug ausgestattet, um 
die für die tägliche Lebensführung notwendige Mobilität aufbringen zu können. Die Erschlie-
ßungsflächen sind dagegen auch aus ökonomischen Gründen sparsam bemessen. Parkmöglich-
keiten im öffentlichen Straßenraum sind Besuchern vorbehalten.  


